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I. Zum Sachverhalt
i t . .

Mit seinem Vorabentscheidungsersuchen bittet das Bundesverwaltungsgericht den Ge-

richtshof um eine Entscheidung zu Fragen bezüglich der Auslegung von Artikel 2 Nr. 2

Satz 2 und Satz 3 sowie von Artikel 4 Absatz 2 Satz 1 Buchst, a der Richtlinie 2003/4/EG

des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2003 über den Zugang der

Öffentlichkeit zu Umweltinformationen und zur Aufhebung der Richtlinie 90/313/EWG des

Rates.

Dem Vorabentscheidungsersuchen liegt eine Klage der Flachglas Torgau GmbH auf Zu-

gang zu Umweltinformationen zugrunde. Die Klägerin beantragte am 7. März 2006 beim

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit den Zugang zu dort

vorhandenen Informationen über die Auslegung bestimmter Vorschriften des Gesetzes

über den nationalen Zuteilungsplan für Treibhausgas-Emissionsberechtigungen in der Zu-

teilungsperiode 2005 bis 2007 (Zuteilungsgesetz 2007). Die Klägerin begehrte sowohl In-

formationen, die sich auf das Gesetzgebungsverfahren für das Zuteilungsgesetz 2007

bezogen, als auch Auskünfte über die Anwendung des Zuteilungsgesetzes. Der Antrag

erfasste insbesondere ministeriumsinterne Vermerke und Stellungnahmen sowie den

Schriftverkehr, einschließlich des E-Mail-Verkehrs, mit dem Bundesumweltamt.

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit lehnte den Antrag

der Klägerin mit Bescheid vom 7. April 2006 ab. Das Ministerium begründete seine Ent-

scheidung damit, dass der Antrag in den Anwendungsbereich des Umweltinformationsge-

setzes (im Folgenden: UIG) falle. Das UIG, das die Vorschriften der Richtlinie 2003/4/EG

des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2003 über den Zugang der

Öffentlichkeit zu Umweltinformationen und zur Aufhebung der Richtlinie 90/313/EWG des

Rates (im Folgenden: RL 2003/4/EG) in nationales Recht umsetzt, gewähre der Klägerin

im vorliegenden Fall kein Recht auf Informationszugang.

Soweit der Antrag auf Informationen, die die Mitwirkung des Ministeriums am Gesetzoe-

bunasverfahren für das Zuteilungsgesetz 2007 betreffen, gerichtet sei, sei das Bundes-

ministerium gemäß § 2 Absatz 1 Nr. 1 Buchst, a UIG keine informationspflichtige Stelle.

Diese Vorschrift, die „oberste Bundesbehörden, soweit sie im Rahmen der Gesetzgebung

tätig werden", von der Umweltinformationspflicht nach dem UIG ausnimmt, erstrecke sich

auch auf die von der Klägerin begehrten Informationen zur vorbereitenden und begleiten-

den Tätigkeit des Bundesministeriums am formellen Gesetzaebunasverfahren für das Zu-

teilungsgesetz 2007. Die Bekanntgabe von Informationen bezüglich der Anwendung des
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Zuteilungsgesetzes 2007 sei auf der Grundlage von § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 UIG und § 8

Abs. 2 Nr. 2 UIG zu verweigern, da vertrauliche Beratungen und interne Mitteilungen des

Ministeriums betroffen seien und ein überwiegendes öffentliches Interesse an der Offen-

legung nicht bestehe.

5 Gegen diesen Bescheid erhob die Klägerin am 8. April 2008 Klage vor dem Verwaltungs-

gericht Berlin, das den geltend gemachten Anspruch auf Informationszugang nur zum

Teil für begründet erachtete.1 Nach erfolgter Berufung sowohl durch die Klägerin als auch

die Beklagte vor dem Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg, das wiederum die

Klage nur für teilweise begründet hielt2, legten beide Parteien auch gegen die Entschied

düng des Berufungsgerichts Revision beim vorlegenden Bundesverwaltungsgericht ein.

6 Für das Vorabentscheidungsersuchen des Bundesverwaltungsgerichts sind folgende

Rechtspositionen der Klägerin von Bedeutung: Sie ist der Auffassung, dass ein Verständ-

nis der Regelung des § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchst, a UIG, nach dem oberste Bundesbehörden

auch dann „im Rahmen der Gesetzgebung" handeln und nicht informationspflichtig sind,

wenn sie vorbereitend und begleitend an formellen Gesetzen wie dem Zuteilungsgesetz

2007 mitarbeiten, mit Artikel 2 Nr. 2 Satz 2 der Richtlinie 2003/4/EG unvereinbar sei. Eine

solche Auslegung von § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchst, a UIG gehe über die Vorgaben des Wort-

lauts von Artikel 2 Nr. 2 Satz 2 der RL 2003/4/EG hinaus, nach dem die Mitgliedstaaten

Gremien und Einrichtungen von der Informationspflicht ausnehmen können, soweit sie „in

gerichtlicher oder gesetzgeberischer Eigenschaft handeln". Unter dieses Handeln „in ge-

setzgebender Eigenschaft" falle nicht die Mitarbeit der Exekutive am formellen Gesetzge-

bungsverfahren. Jedenfalls aber sei der durch § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchst, a UIG gewährte

Schutz der Beratungen zeitlich begrenzt bis zur Verkündung des Gesetzes, an dem die

Bundesbehörde mitgewirkt habe.

7 Darüber hinaus argumentiert die Klägerin, dass sich das Bundesministerium vorliegend

nicht auf den Ablehnungsgrund der Vertraulichkeit gemäß § 8 Abs. 1 Nr. 2 UIG stützen

könne. Artikel 4 Abs. 2 Buchst, a der RL 2003/4/EG verlange eine gesonderte Anordnung

der Vertraulichkeit von behördlichen Beratungen außerhalb des allgemeinen Umweltin-

formationsrechts.

8 Sowohl das Verwaltungsgericht Berlin als auch das Oberverwaltungsgericht Berlin-

Brandenburg urteilten, dass § 2 Abs. 1 Nr. Buchst, a UIG auch Beratungen oberster Bun-

1 Verwaltungsgericht Berlin, Urteil vom 17. November 2006, VG 10 A 182.06.
2 Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom 8. Mai 2008, OVG 12 B 24.07.
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desbehörden im Rahmen der Mitwirkung an formellen Gesetzen im Umweltbereich vor öf-

fentlichen Informationsanträgen schütze. Diese Auslegung stehe im Einklang mit den

Vorgaben von Artikel 2 Nr. 2 Satz 2 der RL 2003/4/EG. Darüber hinaus führten beide Ge-

richte aus, dass der Schutz der Beratungen vor einem öffentlichen Informationszugriff

zeitlich,über den Abschluss des formellen Gesetzgebungsverfahrens hinausreiche.

9 Was den Ablehnungsgrund der Vertraulichkeit behördlicher Beratungen gemäß § 8 Abs.

1 Nr. 2 UIG und die Frage nach der gemeinschaftsrechtlich vorgegebenen Notwendigkeit

einer gesonderten Anordnung der Vertraulichkeit außerhalb des UIG angeht, so wurde

die Rechtsposition der Klägerin durch das erstinstanzlich urteilende Verwaltungsgericht

Berlin zurückgewiesen. Das Verwaltungsgericht führte in seiner Entscheidung vom 17.

November 2006 aus, dass die allgemeine Anordnung der Vertraulichkeit durch § 8 Abs. 1

Nr. 2 UIG mit den europarechtlichen Vorgaben der Richtlinie 2003/4/EG vereinbar sei.

Das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg ließ diese Frage in seiner Entscheidung

offen.

10 Das Bundesverwaltungsgericht hat mit Beschluss vom 30. April 2009 dem Europäischen

Gerichtshof die folgenden Fragen zur Vorabentscheidung vorgelegt:

1. a) „Ist Art. 2 Nr. 2 Satz 2 der Richtlinie 2003/4/EG des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 28. Januar 2003 über den Zugang der Öffentlich-
keit zu Umweltinformationen und zur Aufhebung der Richtlinie 90/313/EWG
des Rates dahin auszulegen, dass in gesetzgeberischer Eigenschaft aus-
schließlich solche Gremien und Einrichtungen handeln, denen nach dem
Recht des Mitgliedstaats die abschließende (verbindliche) Entscheidung im
Gesetzgebungsverfahren obliegt, oder handeln in gesetzgebender Eigen-
schaft auch solche Gremien und Einrichtungen, denen das Recht des Mit-
gliedstaates Zuständigkeiten und Mitwirkungsrechte im Gesetzgebungsver-
fahren, insbesondere zur Einbringung eines Gesetzentwurfs und zu Äußerun-
gen zu Gesetzentwürfen, übertragen hat?

1. b) Können die Mitgliedstaaten immer nur dann vorsehen, dass die Beg-
riffsbestimmung der Behörde keine Gremien und Einrichtungen umfasst, so-
weit sie in gerichtlicher und gesetzgebender Eigenschaft handeln, wenn
zugleich ihre verfassungsmäßigen Bestimmungen zum Zeitpunkt der Annah-
me der Richtlinie kein Überprüfungsverfahren im Sinne des Art. 6 der Richtli-
nie 2003/4/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar
2003 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Umweltinformationen und zur
Aufhebung der Richtlinie 90/313/EWG vorsahen?

1. c) Werden Gremien und Einrichtungen, soweit sie in gesetzgebender Ei-
genschaft handeln, nur für die Zeit bis zum Abschluss des Gesetzgebungsver-
fahrens von dem Begriff der Behörde nicht erfasst?

2. a) Ist die Vertraulichkeit von Beratungen im Sinne des Art. 4 Abs. 2 Satz 1
Buchst, a der Richtlinie 2003/4/EG des Europäischen Parlaments und des Ra-
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tes vom 28. Januar 2003 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Umweltinfor-
mationen und zur Aufhebung der Richtlinie 90/313/EWG des Rates gesetzlich
vorgesehen, wenn die zur Umsetzung der Richtlinie 2003/4/EG ergangene
Vorschrift des nationalen Rechts allgemein bestimmt, dass der Antrag auf Zu-
gang zu Umweltinformationen abzulehnen ist, soweit das Bekanntgeben der
Informationen nachteilige Auswirkungen hätte auf die Vertraulichkeit der Bera-
tungen von informationspflichtigen Stellen, oder ist hierfür erforderlich, dass
eine gesonderte gesetzliche Bestimmung die Vertraulichkeit der Beratungen
anordnet?

2. b) Ist die Vertraulichkeit von Beratungen im Sinne des Art. 4 Abs. 2 Satz 2
Buchst, a der Richtlinie 2003/4/EG des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 28. Januar 2003 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Umweltinfor-
mationen und zur Aufhebung der Richtlinie 90/313/EWG des Rates gesetzlich
vorgesehen, wenn sich aus dem nationalen Recht ein allgemeiner unge-
schriebener Rechtsgrundsatz des Inhalts ergibt, dass die Verwaltungsverfah-
ren der Behörden nicht öffentlich sind?"

11 Die Bundesregierung ist der Ansicht, dass auf Frage 1 a) in der Weise zu antworten ist,

dass „in gesetzgeberischer Eigenschaft" im Sinne von Artikel 2 Nr. 2 Satz 2 der Richtlinie

2003/4/EG auch solche Gremien und Einrichtungen handeln, denen nach dem Recht des

Mitgliedstaates zwar keine abschließende (verbindliche) Entscheidung im Gesetzge-

bungsverfahren obliegt, denen das Recht des Mitgliedstaates jedoch Zuständigkeiten und

Mitwirkungsrechte im Gesetzgebungsverfahren übertragen hat. Die Fragen 1 b) und c)

sind nach Auffassung der Bundesregierung zu verneinen.

12 Die Bundesregierung wird des weiteren ausführen, dass Frage 2 a) in der Form zu be-

antworten ist, dass die Vertraulichkeit von Beratungen im Sinne des Art. 4 Abs. 2 Satz 1

Buchst, a der Richtlinie 2003/4/EG gesetzlich vorgesehen ist, wenn die zur Umsetzung

der Richtlinie 2003/4/EG ergangene Vorschrift des nationalen Rechts allgemein bestimmt,

dass der Antrag auf Zugang zu Umweltinformationen abzulehnen ist, soweit das Be-

kanntgeben der Informationen nachteilige Auswirkungen hätte auf die Vertraulichkeit der

Beratungen von informationspflichtigen Stellen. Aus diesem Grund stellt sich nach Auf-

fassung der Bundesregierung die Frage 2 b) nicht. Diese hat das vorlegende Gericht im

Hinblick auf die mögliche Bejahung einer gemeinschaftsrechtlichen Verpflichtung der Mit-

gliedstaaten, die Vertraulichkeit von behördlichen Beratungen gesondert gesetzlich anzu-

ordnen, gestellt. Da die Bundesregierung eine allgemeine Anordnung in dem zur Umset-

zung der Richtlinie 2003/4/EG ergangenen nationalen Gesetz jedoch für gemeinschafts-

rechtskonform erachtet, wird sie auf Frage 2 b) nur hilfsweise eingehen.
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II. Rechtlicher Rahmen
i

1. Völkerrecht

13 Artikel 2 Nr. 2 des Übereinkommens über den Zugang zu Informationen, die Öffentlich-

keitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltan-

gelegenheiten vom 25. Juni 1998 (im Folgenden: Aarhus-Konvention) lautet:

„Im Sinne dieses Übereinkommens

(...)

2. bedeutet "Behörde"

a) eine Stelle der öffentlichen Verwaltung auf nationaler, regionaler und ande-
rer Ebene;

(...)

Diese Begriffsbestimmung umfaßt keine Gremien oder Einrichtungen, die in
gerichtlicher oder gesetzgebender Eigenschaft handeln;"

14 Artikel 4 Abs. 4 der Aarhus-Konvention lautet:

„(4) Ein Antrag auf Informationen über die Umwelt kann abgelehnt werden,
wenn die Bekanntgabe negative Auswirkungen hätte auf

a) die Vertraulichkeit der Beratungen von Behörden, sofern eine derartige
Vertraulichkeit nach innerstaatlichem Recht vorgesehen ist;

2. Gemeinschaftsrecht

15 Artikel 2 Nr. 2 der Richtlinie 2003/4/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom

28. Januar 2003 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Umweltinformationen und zur

Aufhebung der Richtlinie 90/313/EWG des Rates lautet:

„Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck:

(...)

2. „Behörde"

a) die Regierung oder eine andere Stelle der öffentlichen Verwaltung, ein-
schließlich öffentlicher beratender Gremien, auf nationaler, regionaler oder lo-
kaler Ebene,

b) natürliche oder juristische Personen, die aufgrund innerstaatlichen Rechts
Aufgaben der öffentlichen Verwaltung, einschließlich bestimmter Pflichten,
Tätigkeiten oder Dienstleistungen im Zusammenhang mit der Umwelt, wahr-
nehmen, und

c) natürliche oder juristische Personen, die unter der Kontrolle einer unter
Buchstabe a) genannten Stelle oder einer unter Buchstabe b) genannten Per-
son im Zusammenhang mit der Umwelt öffentliche Zuständigkeiten haben, öf-
fentliche Aufgaben wahrnehmen oder öffentliche Dienstleistungen erbringen.
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Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass diese Begriffsbestimmung keine
Gremien oder Einrichtungen umfasst, soweit sie in gerichtlicher oder gesetz-
gebender Eigenschaft handeln. Wenn ihre verfassungsmäßigen Bestimmun-
gen zum Zeitpunkt der Annahme dieser Richtlinie kein Überprüfungsverfahren
im Sinne von Artikel 6 vorsehen, können die Mitgliedstaaten diese Gremien
oder Einrichtungen von dieser Begriffsbestimmung ausnehmen;"

16 Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie 2003/4/EG lautet:

„(2) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass ein Antrag auf Zugang zu
Umweltinformationen abgelehnt wird, wenn die Bekanntgabe negative Aus-
wirkungen hätte auf:

a) die Vertraulichkeit der Beratungen von Behörden, sofern eine derartige
Vertraulichkeit gesetzlich vorgesehen ist;

(...)

Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Ablehnungsgründe sind eng auszule-
gen, wobei im Einzelfall das öffentliche Interesse an der Bekanntgabe zu be-
rücksichtigen ist. In jedem Einzelfall wird das öffentliche Interesse an der Be-
kanntgabe gegen das Interesse an der Verweigerung der Bekanntgabe ab-
gewogen. (...)"

3. Nationales Recht:

17 § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchst, a des Umweltinformationsgesetzes (UIG) lautet:

„(1) Informationspflichtige Stellen sind

1. die Regierung und andere Stellen der öffentlichen Verwaltung. Gremien,
die diese Stellen beraten gelten als Teil der Stelle, die deren Mitglieder beruft.
Zu den informationspflichtigen Stellen gehören nicht

a) die obersten Bundesbehörden, soweit sie im Rahmen der Gesetzge-
bung oder beim Erlass von Rechtsverordnungen tätig werden (...)"

18 § 8 Absatz 1 Nr. 2 UIG lautet:

„(1) Soweit das Bekanntgeben der Informationen nachteilige Auswirkungen
hätte auf

(...)

2. die Vertraulichkeit der Beratungen von informationspflichtigen Stellen im
Sinne des § 2 Abs. 1,

(...)

ist der Antrag abzulehnen, es sei denn, das öffentliche Interesse an der Be-
kanntgabe überwiegt. (...)"

19 § 28 Absatz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) lautet:

„(1) Bevor ein Verwaltungsakt erlassen wird, der in Rechte eines Beteiligten
eingreift, ist diesem Gelegenheit zu geben, sich zu den für die Entscheidung
erheblichen Tatsachen zu äußern."
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20 § 29 VwVfG lautet:

(1) Die Behörde hat den Beteiligten Einsicht in die das Verfahren betreffen-
den Akten zu gestatten, soweit deren Kenntnis zur Geltendmachung oder Ver-
teidigung ihrer rechtlichen Interessen erforderlich ist. Satz 1 gilt bis zum Ab-
schluss des Verwaltungsverfahrens nicht für Entwürfe zu Entscheidungen so-
wie die Arbeiten zu ihrer unmittelbaren Vorbereitung. Soweit nach den §§17
und 18 eine Vertretung stattfindet, haben nur die Vertreter Anspruch auf Ak-
teneinsicht.

(2) Die Behörde ist zur Gestattung der Akteneinsicht nicht verpflichtet, soweit
durch sie die ordnungsgemäße Erfüllung der Aufgaben der Behörde beein-
trächtigt, das Bekanntwerden des Inhalts der Akten dem Wohle des Bundes
oder eines Landes Nachteile bereiten würde oder soweit die Vorgänge nach
einem Gesetz oder ihrem Wesen nach, namentlich wegen der berechtigten
Interessen der Beteiligten oder dritter Personen, geheim gehalten werden
müssen.

(...)

21 § 68 Absatz 1 VwVfG lautet:

„(1) Die mündliche Verhandlung ist nicht öffentlich. An ihr können Vertreter
der Aufsichtsbehörden und Personen, die bei der Behörde zur Ausbildung be-
schäftigt sind, teilnehmen. Anderen Personen kann der Verhandlungsleiter die
Anwesenheit gestatten, wenn kein Beteiligter widerspricht."

III. Rechtliche Würdigung

1. Zur Frage 1. a)

22 Artikel 2 Nr. 2 Satz 2 der Richtlinie 2003/4/EG ermächtigt die Mitglie l̂staaten, Gremien

und Einrichtungen von der Begriffsbestimmung der Umweltinformationspflichtigen Behör-

de auszunehmen, soweit diese „in gesetzgeberischer Eigenschaft" handeln. Streitig zwi-

schen den Parteien im Ausgangsverfahren ist, ob diese Gesetzgebungstätigkeit der Exe-

kutive, die die Mitgliedstaaten in ihren nationalen Rechtsordnungen vor öffentlichem In-

formationszugang schützen können, die vorbereitende und begleitende Mitarbeit der Exe-

kutive am parlamentarischen Gesetzgebungsverfahren umfasst. Die nationale Regelung

des § 2 Abs. 1 Nr. a UIG, die auf der Grundlage von Artikel 2 Nr. 2 Satz 2 der Richtlinie

2003/4/EG erging, fasst unter den Begriff des exekutiven Handelns „in gesetzgeberischer

Eigenschaft" sowohl den Erlass von Rechtsverordnungen durch oberste Bundesbehörden

als auch ihr Tätigwerden „im Rahmen der Gesetzgebung", was nach der Auslegung so-

wohl durch die Bundesregierung als auch durch das Verwaltungsgericht Berlin, das Ober-

verwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg und das vorlegende Bundesverwaltungsgericht

die vorbereitende und begleitende Mitarbeit der Exekutive an formellen Gesetzgebungs-

verfahren einschließt.
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23 Die Klägerin im Ausgangsverfahren hingegen ist der Auffassung, dass die durch die Ge-

richte vorgenommene Auslegung, wonach Bundesbehörden, die an formellen Gesetzge-

bungsverfahren mitwirken, „im Rahmen der Gesetzgebung" im Sinne von Artikel 2 Abs. 1

Nr. 1 Buchst, a UIG handeln und damit nicht umweltinformationspflichtig sind, mit Artikel 2

Nr. 2 Satz 2 der Richtlinie 2003/4/EG unvereinbar sei.

24 Das Bundesvörwaltungsgericht fragt daher, ob die Formulierung „in gesetzgeberischer

Eigenschaft" in Artikel 2 Nr. 2 Satz 2. der Richtlinie 2003/4/EG nur solche Tätigkeiten um-

fasst, bei denen das Exekutivorgan die Kompetenz zur verbindlichen Rechtssetzung - wie

bei Rechtsverordnungen der Bundesregierung - hat, oder ob auch vorbereitende und

mitwirkende Tätigkeiten an formellen Gesetzgebungsverfahren hierunter fallen.

25 Die Bundesregierung wird im Folgenden die Auffassung der Klägerin widerlegen. Sowohl

der Wortlaut als auch Sinn und Zweck der gemeinschaftsrechtlichen Vorgabe in Artikel 2

Nr. 2 Satz 2 der Richtlinie 2003/4/EG sprechen dafür, dass den Mitgliedstaaten erlaubt

ist, oberste Bundesbehörden, soweit diese an formellen Gesetzen mitwirken, vom Begriff

der informationspflichtigen Behörde nach Artikel 2 Nr. 2 der Richtlinie auszunehmen.

a) Wortlaut von Artikel 2 Nr. 2 Satz 2 der Richtlinie 2003/4/EG

26 Wie auch das Verwaltungsgericht Berlin und das Oberverwaltungsgericht Berlin-

Brandenburg in ihren Entscheidungen darlegen, lässt sich aus dem Wortlaut des Artikel 2

Nr. 2 Satz 2 der Richtlinie 2003/4/EG nicht entnehmen, dass der Begriff der „gesetzge-

benden Eigenschaft" von Gremien und Einrichtungen auf den Erlass von abschließenden

und verbindlichen Rechtsvorschriften beschränkt ist. Die Ansicht der Klägerin im Aus-

gangsverfahren, die vorbereitende und begleitenden Mitwirkung an formellen Gesetzen

durch die Bundesregierung falle nicht unter den Begriff des Tätigwerdens in „gesetzge-

bender Eigenschaft", findet daher keine Grundlage im Wortlaut der Richtlinie. Hätte der

Gemeinschaftsgesetzgeber eine Differenzierung zwischen materiellen Gesetzen - also

Rechtsverordnungen - und der Mitwirkung an formellen Gesetzen gewollt, so hätte dies

Niederschlag in der Formulierung der Richtlinie gefunden. Der Begriff der „gesetzgeben-

den Eigenschaft" in Artikel 2 Nr. 2 Satz 2 der Richtlinie 2003/4/EG umfasst daher dem

Wortlaut nach sowohl den Erlass von materiellen Gesetzen durch die Verwaltung als

auch die Mitwirkung an formellen Gesetzgebungsverfahren in Form von vorbereitenden

und begleitenden Beratungen.
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b) Sinn und Zweck von Artikel 2 Nr. 2 Satz 2 der Richtlinie 2003/4/EG
i

27 Neben dem Wortlaut von Artikel 2 Nr. 2 Satz 2 der Richtlinie spricht auch der Sinn und

Zweck der Vorschrift dafür, dass den Mitgliedstaaten erlaubt sein soll, die vorbereitende

und begleitende Mitarbeit der Exekutive an formellen Gesetzgebungsverfahren vom Gel-

tungsbereich des Umweltinformationsrechts auszunehmen.
i

28 Die Richtlinie 2003/4/EG beschränkt grundsätzlich das Recht der Öffentlichkeit auf Zu-

gang zu Umweltinformationen auf die Arbeit der Exekutive und nimmt die Judikative und

Legislative vom Zugriff der Öffentlichkeit völlig aus. Auf diese Weise soll der Schutz einer

ungehinderten Gesetzgebungsarbeit und der Schutz der Judikative vor äußeren Einflüs-

sen gewahrt werden. Insbesondere der Erlass neuer Gesetze ist häufig erheblicher öf-

fentlicher Kritik ausgesetzt. Die Beschränkung des Informationszugangs auf die Arbeit

der Exekutive durch die Richtlinie 2003/4/EG will ausschließen, dass die gesetzgebenden

Organe durch die gezielte Geltendmachung von Informationsansprüchen in ihrer Arbeit

behindert werden. Die Richtlinie überläset es daher dem Ermessen der Mitgliedstaaten,

inwieweit und in welcher Form sie Transparenz im Gesetzgebungsverfahren etwa durch

die Veröffentlichung von Dokumenten oder die Öffentlichkeit von Sitzungen gewährleis-

ten. !

29 Artikel 2 Nr. 2 Satz der Richtlinie, der die Mitgliedstaaten ermächtigt, exekutive Organe

von der Umweltinformationspflicht auszunehmen, soweit sie „in gesetzgebender Eigen-

schaft" handeln, trägt dem Umstand Rechnung, dass auch der Exekutive durch das Recht

der Mitgliedstaaten legislative Kompetenzen zugewiesen sind. Der Schutz der Legislativ-

arbeit der Exekutive vor Informationsansprüchen ist damit ausgewiesener Zweck von Ar-

tikel 2 Nr. 2 Satz 2 der Richtlinie 2003/4/EG. Dieses vom Richtliniengeber verfolgte Ziel

kann nach Auffassung der Bundesregierung jedoch nur dann effektiv und umfassend er-

reicht werden, wenn nicht nur der Erlass von Rechtsverordnungen, sondern auch die vor-

bereitende und begleitende Mitwirkung der Exekutive an formellen Gesetzen vor Informa-

tionsansprüchen geschützt wird.

30 Die Mitwirkung der Exekutive an formellen Gesetzgebungsverfahren ist ebenso schüt-

zenswert wie der Erlass von Rechtsverordnungen durch die Regierung oder wie das par-

lamentdrische Gesetzgebungsverfahren selbst. Zum Zwecke der Gewährleistung eines

ungehinderten Meinungsbildungsprozesses ist es auch im Falle der exekutiven Mitarbeit

am formellen Gesetzgebungsverfahren notwendig, den Kernbereich des Gesetzgebungs-

prozesses, an dem die Regierung beteiligt ist, vor äußeren Einflussnahmen und Behinde-

rungen durch Informationsansprüche zu schützen. Der Austausch und Dialog zwischen
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der Legislative und den Fachressorts der Exekutive bei der Vorbereitung und Ausarbei-

tung von formellen Gesetzen ist prägender Bestandteil des Gesetzgebungsprozesses

und lebt von einer offenen und unbefangenen Diskussion. Dies wird verständlich bei Be-

trachtung der weitgehenden Kompetenzen, die etwa das deutsche Verfassungsrecht der

Exekutive beim Erlass von formellen Gesetzen verleiht. Wie auch das vorlegende Bun-

desverwaltungsgericht ausführt, steht der Bundesregierung nach Artikel 76 Absatz 1 des

Grundgesetzes zum einen das Recht zu, eigene Gesetzesvorlagen im Bundestag einzu-

bringen. Artikel 76 Absatz 3 des Grundgesetzes sieht vor, dass Gesetzesvorlagen des

Bundesrates dem Bundestag durch die Bundesregierung zuzuleiten sind, der hierbei das

Recht zur Darlegung ihrer Auffassung zu dem Gesetzentwurf zusteht. Die Gesetzesvor-

bereitung erfolgt somit in diesen Fällen in Kooperation und Austausch zwischen der Bun-

desregierung und den Gesetzgebungsorganen. Auch während des parlamentarischen

Gesetzgebungsverfahrens selbst sieht das Grundgesetz einen Austausch zwischen Bun-

desregierung und Legislativorganen vor. Gemäß Artikel 43 Absatz 2 Grundgesetz haben

die Bundesregierung sowie ihre Beauftragten zu allen Sitzungen des Bundestages und

seiner Ausschüsse Zutritt und müssen jederzeit gehört werden. Wie das Bundesverwal-

tungsgericht ausführt, wird hieraus das Recht der Bundesregierung abgeleitet, sich zu al-

len Gesetzesvorlagen, die aus der Mitte des Bundestages eingebracht werden, zu äu-

ßern.

31 Dieser verfassungsmäßig verankerte Dialog zwischen Exekutive und Legislative im Rah-

men des Gesetzgebungsverfahrens kann nur dann umfassend geschützt werden, wenn

zum einen die bei der Exekutive aus diesem Diskussionsprozess vorhandenen Informati-

onen, die aus dem Bereich der Legislative stammen, dem öffentlichen Informationszugriff

verwehrt sind. Zum anderen ist ein offener Austausch zwischen Exekutive und Legislative

nur dann möglich, wenn die in Kooperation mit den legislativen Organen handelnden Mit-

arbeiter der Exekutive eine Veröffentlichung von Beratungen, die sie im Rahmen dieser

aesetzesvorbereitenden- oder begleitenden Tätigkeit geführt haben, nicht zu befürchten

haben. Daher wäre der für die Erarbeitung von Gesetzen unbedingt erforderliche unbe-

fangene Meinungsaustausch nicht mehr gewährleistet, wenn die Öffentlichkeit im Rah-

men der Umweltgesetzgebung Anspruch auf Zugang zu Äußerungen und Wertungen

einzelner Mitarbeiter der Regierung im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens hätte oder

über die Exekutive Zugriff auf Informationen aus dem Bereich der Legislative erhielte.

32 Es ergibt sich deshalb die Notwendigkeit eines umfassenden Schutzes auch der Mitarbeit

der Exekutive am formellen Gesetzgebungsverfahren, den nach Auffassung der Bundes-

regierung auch der Gemeinschaftsgesetzgeber im Blick hatte, als er in Artikel 2 Nr. 2
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Satz 2 der Richtlinie 2003/4/EG den Mitgliedstaaten die Möglichkeit eröffnete, Einrichtun-

gen und Gremien, die „in gesetzgebender Eigenschaft handeln", vom Begriff der informa-

tionspflichtigen Behörde gemäß Artikel 2 Nr. 2 der Richtlinie auszunehmen. Dieser Schutz

ist vor allem auch deshalb geboten, weil ein Auskunftsersuchen im Umweltrecht nach der

Richtlinie 2003/4/EG nicht an individuelle Voraussetzungen geknüpft ist. Artikel 3 Abs. 1

der Richtlinie bindet die Erlangung von Informationen ausdrücklich nicht an die Geltend-

machuhg eines Interesses durch den Antragsteller. Durch diese niedrigen Zugangsvor-

aussetzungen für Bürger ist die Möglichkeit einer Behinderung des ungestörten Dialogs

zwischen Exekutive und Legislative im Gesetzgebungsprozess umso größer. Insgesamt

kann daher gefolgert werden, dass auch aus Sinn und Zweck der Ermächtigung in Artikel

2 Nr. 2 Satz 2 der Richtlinie 2003/4/EG folgt, dass die Mitgliedstaaten befugt sind, das

Tätigwerden der Exekutive im Rahmen des formellen Gesetzgebungsverfahrens von der

Umweltinformationspflicht auszunehmen.

c) Die Auslegung nach der Aarhus-Konvention

33 Die soeben dargelegte Auslegung von Artikel 2 Nr. 2 Satz 2 der Richtlinie 2003/4/EG

steht im Einklang mit den Vorgaben des Obereinkommens über den Zugang zu Informati-

onen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Ge-

richten in Umweltangelegenheiten vom 25. Juni 1998 (im Folgenden: Aarhus-

Konvention). Die Richtlinie 2003/4/EG dient der Umsetzung der Aarhus-Konvention, der

sowohl alle Mitgliedstaaten als auch die Gemeinschaft beigetreten sind. Artikel 2 Nr. 2

Satz 2 der Richtlinie übernimmt fast wörtlich Artikel 2 Nr. 2 der Aarhus-Konvention, der

bestimmt: „Im Sinne dieses Übereinkommens (...)

2. bedeutet "Behörde" ,

a) eine Stelle der öffentlichen Verwaltung auf nationaler, regionaler und ande-
rer Ebene;

' (")

Diese Begriffsbestimmung umfaßt keine Gremien oder Einrichtungen, die in
gerichtlicher oder gesetzgebender Eigenschaft handeln."

34 Artikel 2 Nr. 2 der Aarhus-Konvention verfolgt genau wie Artikel 2 Nr. 2 Satz 2 der Richtli-

nie 2003/4/EG den Zweck, legislatives Handeln der Exekutive vor dem Zugriff der Öffent-

lichkeit durch Informationsbegehren zu schützen. Der Wortlaut von Artikel 2 Nr. 2 der

Aarhus-Konvention lässt - wie auch die fast wortgleiche Formulierung in Artikel 2 Abs. 2

Nr. 2 Satz 2 der Richtlinie 2003/4/EG - keinen Rückschluss darüber zu, dass der Begriff

der „gesetzgebenden Eigenschaft" von Gremien und Einrichtungen auf den Erlass von

abschließenden und verbindlichen Rechtsvorschriften beschränkt ist. Vielmehr spricht das

Fehlen einer Differenzierung in der Formulierung der „gesetzgebenden Eigenschaft" da-
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für, dass Artikel 2 Nr. 2 der Aarhus-Konvention die legislative Tätigkeit Ider Exekutive um-

fassend vor Umweltinformationsanfragen schützen will. Diese Auslegung der Aarhus-

Konvention ist auf die nahezu wortgleiche Bestimmung des Artikel 2 AÜ}s. 2 Nr. 2 Satz 2

der Richtlinie 2003/4/EG zu übertragen: Im Lichte der Aarhus-Konventilbn ist Artikel 2 Ab-

satz 2 Satz 2 der Richtlinie daher so auszulegen, dass der Gemeinsch^ftsgesetzgeber

die Mitgliedstaaten ermächtigt, auch die vorbereitende und begleitende Mitarbeit der Exe-

kutive am formellen Gesetzgebungsverfahren vor dem Informationszugriff der Bürger zu

schützen. ! '

i l l

35 Auch der Sinn und Zweck der Ausnahme in Artikel 2 Nr. 2 der Aarhus-Konvention spricht

dafür, dass die Vertragsparteien der Konvention die behördliche Mitarbeit am formellen

Gesetzgebungsverfahren vom Umweltinformationsanspruch ausnehmeh wollten. Die Ver-

tragsstaaten der Aarhus-Konvention haben sich entschieden, die Inforrnationsrechte der

Bürger auf die Exekutive zu beschränken und die Legislativarbeit insgesamt und umfas-

send von der Umweltinformationspflicht auszunehmen. Angesichts der bereits dargeleg-

ten Bedeutung eines ungehinderten Dialogs zwischen Exekutive und Legislative für das

formelle Gesetzgebungsverfahren und der Notwendigkeit des Schutzes von Informatio-
i j i

nen aus diesem Diskussionsprozess, die sich bei der Exekutive befinden und den Kern-

bereich der Legislativtätigkeit betreffen, entspricht es daher dem Willen des Vertragspar-

teien, den Begriff der „gesetzgebenden Eigenschaft" von Gremien und (Einrichtungen in

Artikel 2 Nr. 2 der Konvention auf die Mitarbeit der Exekutive am formellen Gesetzge-

bungsverfahren zu erstrecken. Die durch die Bundesregierung vorgenommene Ausle-

gung von Artikel 2 Abs. 2 Nr. 2 Satz 2 der Richtlinie 2003/4/EG, der Artikel 2 Nr. 2 der

Aarhus-Konvention umsetzt, steht daher im Einklang mit der Aarhus-Konvention.

. j • ! • •
36 Diese Auffassung der Bundesregierung wird nicht geschwächt durch den im Vorlagebe-

schluss des Bundesverwaltungsgerichts erwähnten „Implementation Guide" zur Aarhus-
!

Konvention, der von der United Nations Economic Commission for Eurcjpe (UN/ECE) he-

rausgegeben wurde. In den Anmerkungen des „Implementation Guide" zu Artikel 2 Nr. 2

der Aarhus-Konvention wird ausgeführt, dass die Vorbereitung von Verordnungen und

Gesetzen durch die Exekutive im Umweltbereich („activities in drafting if^gulations, laws

and normative acts") nicht als Handeln „in gesetzgebender Eigenschaft! im Sinne von Ar-

tikel 2 Nr. 2 der Konvention anzusehen sei, mit der Folge, dass die Exekutive insoweit in-

formationspflichtig sei.3 Begründet wird dies mit Artikel 8 der Aarhus-Koinvention, nach

dem sich jede Vertragspartei , i

3 UN/ECE (Hrsg.), The Aarhus Covention: An Implementation Guide, 2000, Seite. 35;
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„bemüht, (...) eine effektive Öffentlichkeitsbeteiligung während der durch die
Behörden erfolgenden Vorbereitung exekutiver Vorschriften und sonstiger all-
gemein anwendbarer rechtsverbindlicher Bestimmungen (...) zu fördern."

37 Fraglich i|st, inwieweit diese Ausführungen der United Nations Economic Commission die

Frage, oti Artikel 2 Nr. 2 Satz 2 der Richtlinie 2003/4/EG den Mitgliedstaaten erlaubt, die

Mitarbeit der Exekutive an formellen Gesetzgebungsverfahren auszunehmen, beeinflus-

sen. Die Bundesregierung weist zunächst daraufhin, dass es sich bei dem „Aarhus Imple-

menta îon Guide" um kein verbindliches Auslegungsdokument der Aarhus Konvention

bzw. der pN/ECE handelt, wie sich auch schon aus dem Vorwort des „Implementation

Guide" ergibt. Die UN/ECE hat den Guide lediglich herausgegeben. Er ist weder von den

Vertragssjtaaten verabschiedet worden noch ist er ansonsten irgendein offiziell anerkann-

tes Dokument, welches Verbindlichkeit für die Auslegung der Konvention beanspruchen

könnte C)ie einzelnen Vertragsstaaten konnten hierzu zwar Stellung nehmen, die Stel-

lungnahn|e wurde aber nicht notwendigerweise berücksichtigt. Insofern handelt es sich

lediglich ilm ein Forschungsprojekt des Regional Center for Central and Eastern Europe,

das von d^r dänischen Umweltschutzagentur finanziell gefördert wurde. Weder die Ver-

tragsstaaten der Aarhus-Konvention noch das Compliance Committee sind an die inhaltli-

chen Aussagen zu diesem Guide gebunden.

38 Was die Ausführungen im „Implementation Guide" zu Artikel 2 Nr. 2 der Konvention

selbst betrifft, so möchte die Bundesregierung darauf hinweisen, dass Artikel 8 der Aar-

hus-Konvöntion, den der „Implementation Guide" zur Auslegung von Artikel 2 Nr. 2 he-

ranzieht, lediglich die Öffentlichkeitsbeteiligung im Rahmen der Gesetzesvorbereitung

(„preparatilon") durch die Exekutive regelt. Artikel 8 der Aarhus-Konvention lässt damit je-

denfalls keine Rückschlüsse darüber zu, ob das Tätigwerden der Exekutive während des

laufender^ parlamentarischen Gesetzgebungsprozesses als „gesetzgebende" Tätigkeit im

Sinne vori Artikel 2 Nr. 2 der Aarhus-Konvention anzusehen ist. Es gibt eine klare zeitli-

che Trdnriüng zwischen der Gesetzesvorbereitung durch die Exekutive, für welche Artikel

8 der Aärhius-Konvention gilt, und dem Kernbereich des parlamentarischen Gesetzge-
i

bungsprozesses, in den die Regierung einbezogen ist. Zum letzteren zählen zumindest

die AktivitJ ten der Regierung, die zeitlich nach den Beratungen im Bundeskabinett erfol-

gen, insbesondere Tätigkeiten wie Formulierungshilfen und der Austausch mit Bundestag

und Buifide srat während der eigentlichen Gesetzesberatungen. Die Mitwirkung der Regie-

rung während dieses Stadiums des Gesetzgebungsprozesses fällt nicht mehr in den An-
i .

Wendungsbereich von Artikel 8 der Aarhus-Konvention, der nur für die Vorbereitung von

Gesetzen durch die Exekutive gilt. Diese zeitliche Trennung zwischen Gesetzesvorberei-

tung und der exekutiven Mitarbeit am laufenden parlamentarischen Gesetzgebungsver-
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fahren findet sich daher auch im „Implementation Guide" der UN/ECE: Der Guide spricht

lediglich davon, dass infolge der Regelung in Artikel 8 der Aarhus-Konvention das „law-

drafting" durch die Exekutive nicht als Handeln in „gesetzgebender Eigenschaft" im Sinne

von Artikel 2 Nr. 2 der Aarhus-Konvention angesehen werden kann. Ein Rückschluss

darauf, dass sich dies auch auf den Beratungsprozess zwischen Legislative und Exekuti-

ve während des laufenden Gesetzqebunqsprozesses bezieht, kann daraus nicht gezogen

werden.

39 Darüber hinaus widerspricht die Bundesregierung auch inhaltlich insoweit den Ausführun-

gen des „Implementation Guide", als dieser aufgrund der Regelung in Artikel 8 der Aar-

hus-Konvention die Vorbereitung von formellen Gesetzen durch die Exekutive nicht als

Handeln in „gesetzgebender Eigenschaft" im Sinne von Artikel 2 Nr. 2 der Konvention

qualifiziert. Die Bundesregierung wird im Folgenden darlegen, dass aus Artikel 8 der Aar-

hus-Konvention insgesamt - d. h. auch im Hinblick auf die Gesetzesvorbereitung durch

die Regierung - keine Rückschlüsse auf die Auslegung von Artikel 2 Nr. 2 der Konvention

und der gleichlautenden Vorschrift in Artikel 2 Nr. 2 Satz 2 der Richtlinie 2003/4/EG ge-

zogen werden können.

j ;

40 Artikel 2 Nr. 2 der Aarhus-Konvention dient genau wie Artikel 2 Nr. 2 Satz 2 der Richtlinie

2003/4/EG dem Schutz des legislativen Handelns der Exekutive vor dem Zugriff der Öf-

fentlichkeit durch Informationsbegehren. Artikel 8 der Konvention führt jedoch nicht zu der

zwingenden Auslegung, dass vorbereitende Tätigkeiten der Exekutive im Rahmen des

formellen Gesetzgebungsverfahrens nicht unter den Begriff der „gesetzgebenden Eigen-

schaft" in Artikel 2 Nr. 2 der Konvention gefasst werden können. Denn Artikel 8 der Kon-

vention regelt nicht, dass die Vorbereitung („preparation") von formellen Gesetzen durch

die Exekutive nicht als gesetzgebende Tätigkeit selbst anzusehen ist. Vielmehr stellt Arti-

kel 8 lediglich eine generelle Zielsetzung auf, wonach sich die Vertragsparteien „bemü-

hen" sollen, eine effektive Öffentlichkeitsbeteiligung während der exekutiven Vorbereitung

von Gesetzen zu „fördern". Nach Auffassung der Bundesregierung spricht dieser Wortlaut

nicht gegen eine Auslegung von Artikel 2 Nr. 2 der Konvention, wonach Behörden, die

Gesetzentwürfe vorbereiten, in „gesetzgebender Eigenschaft" handeln und daher grund-

sätzlich nicht informationspflichtig sind. Vielmehr ist Artikel 8 der Konvention so auszule-

gen, dass er die Vertragsparteien ermutigt, das Tätigwerden der Exekutive im Bereich der

Gesetzesvorbereitung gegenüber der Öffentlichkeit zu öffnen, obwohl diese Tätigkeit ei-

gentlich gemäß Artikel 2 Nr. 2 der Konvention nicht der Informationspflicht unterliegt. Die

in Artikel 8 der Aarhus-Konvention geforderte Partizipation der Öffentlichkeit ist daher

nicht mit dem individuellen Anspruch auf Informationszugang gleichzusetzen. Vielmehr
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kann de durch Artikel 8 der Aarhus-Konvention vorgesehene Beteiligung der Öffentlich-

keit auch durch andere Maßnahmen der Exekutive - wie zum Beispiel durch die Beteilung

von un^ den Dialog mit den relevanten Verbänden auf der Grundlage von veröffentlichten

Gesetzentwürfen - erfolgen.

41 Zusammenfassend spricht daher sowohl der Wortlaut als auch der Sinn und Zweck von

Artikel 2 Nr. 2 der Aarhus-Konvention dafür, dass Artikel 2 Nr. 2 Satz 2 der Richtlinie

2003/4/EG es den Mitgliedstaaten erlaubt, in ihren nationalen Rechtsordnungen Informa-

tionen sowohl bezüglich der vorbereitenden als auch der begleitenden Mitarbeit der Exe-

kutive am formellen Gesetzgebungsverfahren vor dem Zugriff der Öffentlichkeit zu schüt-

zen.

2. Zur Frage 1. b)
'

42 Das Bundesverwaltungsgericht bittet den Gerichtshof des weiteren um eine Entscheidung

zu der Frage, ob die Mitgliedstaaten nur dann befugt sind, gesetzgeberisch oder gericht-

lich handelnde Gremien und Einrichtungen vom Behördenbegriff gemäß Artikel 2 Nr. 2

Satz 2 der Richtlinie 2003/4/EG auszunehmen, wenn zugleich gemäß Artikel 2 Nr. 2 Satz

3 der Richtlinie 2003/4/EG die Verfassung des jeweiligen Mitgliedstaates zum Zeitpunkt

der Annahme der Richtlinie kein Überprüfungsverfahren im Sinne von Artikel 6 der Richt-

linie 2003/4/EG vorsah. Es geht folglich um die Frage, ob Satz 3 eine zusätzliche Voraus-

setzung für Artikel 2 Nr. 2 Satz 2 der Richtlinie 2003/4/EG aufstellt, die kumulativ vorlie-

gen muss.

43 Dies ist vorliegend streitentscheidend, da die Entscheidung des Ministeriums, der Kläge-

rin den Zugang zu Umweltinformationen, die das Gesetzgebungsverfahren für das Zutei-

lungsgesetz 2007 betreffen, zu verwehren, zum Zeitpunkt des Erlasses der Richtlinie ge-

richtliclji überprüfbar war und auch weiterhin ist, sodass die Voraussetzungen von Artikel

2 Nr. 2[Satz 3 der Richtlinie 2003/4/EG nicht vorliegen. Die Bundesregierung wird jedoch

im Folgenden darlegen, dass Artikel 2 Nr. 2 Satz 3 der Richtlinie keine zusätzliche Vor-

aussetzung für die Herausnahme eines Exekutivorgans von der Informationspflicht nach

Artikel 2 Nr. 2 Satz 2 der Richtlinie aufstellt, sondern eine eigenständige Regelung ent-

hält.

44 Die Bundesregierung schließt sich im wesentlichen den Ausführungen des vorlegenden

Bundesverwaltungsgerichts an, welches die Sätze 2 und 3 des Artikel 2 Nr. 2 der Richtli-

nie 2003/4/EG als selbstständige und voneinander unabhängige Regelungen ansieht.

09204o



18

Wie auch das Bundesverwaltungsgericht darlegt, spricht zum einen die Systematik der
• j

Regelungen gegen eine kumulative Verknüpfung der Vorschriften. Sowohl Satz 2 als

auch Satz 3 des Artikel 2 Nr. 2 der Richtlinie haben einen eigenen Tatbestand und eine

eigene Rechtsfolge. Beide Regelungen bilden jeweils eigene Ermächtigungsgrundlagen

für die Mitgliedstaaten, bestimmte Exekutivorgane unter unterschiedlichen Voraussetzun-

gen vom Behördenbegriff des Artikel 2 Nr. 2 Satz 1 der Richtlinie auszunehmen.

45 Die Bundesregierung folgt der Ansicht des Bundesverwaltungsgerichts, dass der Wortlaut

der Regelungen so zu verstehen ist, dass Artikel 2 Nr. 2 Satz 2 der Richtlinie 2003/4/EG

die Mitgliedstaaten ermächtigt, Exekutivorgane nur für einen Teil ihrer Tätigkeit vom Beg-

riff der informationspflichtigen Behörde herauszunehmen, nämlich „soweit" sie in gesetz-

gebender Tätigkeit handeln. Auch die englische Formulierung in Artikel 2 Nr. 2 Satz 2 der

Richtlinie 2003/4/EG

when acting in a judicial or legislative capacity"

spricht dafür, dass hier sachbezogen und funktional einzelne Bereiche des Verwaltungs-

handelns vom Informationszugang der Öffentlichkeit ausgenommen werden. Artikel 2 Nr.

2 Satz 3 hingegen erlaubt den Mitgliedstaaten - wie auch das Bundesverwaltungsgericht

ausführt -, „diese Gremien oder Einrichtungen" insgesamt, also auch über das Handeln

in gesetzgebender oder gerichtlicher Eigenschaft hinaus, vom Begriff der Behörde aus-

zunehmen, wenn ihr Handeln zum Zeitpunkt der Annahme der Richtlinie 2003/4/EG nach

nationalem Verfassungsrecht nicht gemäß Artikel 6 der Richtlinie behördlich und/oder ge-

richtlich überprüfbar ist. Sieht das nationale Verfassungsrecht eines Mitgliedstaates folg-

lich vor, dass eine bestimmte Behörde insgesamt nicht einer überbehördlichen oder ge-

richtlichen Kontrolle unterliegen soll, so kann dieser rechtliche Status der Behörde da-

durch gewahrt werden, dass die Mitgliedstaaten sie insgesamt gemäß Artikel 2 Nr. 2 Satz

3 der Richtlinie 2003/4/EG auch von der Informationspflicht gegenüber dem Bürger im

Umweltbereich ausnehmen. Artikel 2 Nr. 2 Satz 2 und Satz 3 der Richtlinie 2003/4/EG

ordnen damit ihrem Wortlaut und ihrer Systematik nach unter verschiedenen tatbestandli-

chen Voraussetzungen und mit unterschiedlicher Reichweite in der Rechtsfolge Ermäch-

tigungen für die Mitgliedstaaten an.

46 Diese Auffassung, wonach Artikel 2 Nr. 2 Satz 2 und 3 der Richtlinie 2003/4/EG unab-

hängige Regelungen enthalten, wird darüber hinaus gestützt durch den Sinn und Zweck

von Artikel 2 Nr. 2 Satz 2 der Richtlinie. Wie bereits dargelegt, bezweckt Artikel 2 Nr. 2

Satz 2 der Richtlinie 2003/4/EG den Schutz der Legislativarbeit der Exekutive, um einen

von Umweltinformationsanträgen ungehinderten Meinungsbildungsbildungsprozess im

Gesetzgebungsverfahren zu gewährleisten. Dieser Schutz wäre nicht mehr umfassend
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und würde erheblich unterlaufen, wenn Artikel 2 Nr. 2 Satz 3 der Richtlinie als zusätzliche

kumulative Voraussetzung für die Befreiung eines in legislativer Eigenschaft handelnden

Exekutivorgans von der Umweltinformationspflicht angesehen würde. Denn die Voraus-

setzung des Artikel 2 Nr. 2 Satz 3 der Richtlinie, wonach notwendig ipt, dass aufgrund ei-i
ner Anordnung des nationalen Verfassungsrechts keine gerichtliche oder behördliche

Kontrolle besteht, damit eine Einrichtung vom Behördenbegriff ausgenommen werden

kann, Wird in den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft, deren Rechtsordnungen alle auf dem

Prinzip der Gewaltenteilung und der damit verbundenen Kontrolle der Verwaltung durch

die Verwaltungsgerichtsbarkeit basieren, nur in seltenen Ausnahmen gegeben sein. Bil-

dete Satz 3 folglich eine kumulative Voraussetzung für Artikel 2 Nr. 2 Satz 2 der Richtli-

nie, so wären die Mitgliedstaaten nur sehr begrenzt ermächtigt, die Legislativarbeit der

Exekutive gemäß Artikel 2 Nr. 2 Satz 2 von der Informationspflicht auszunehmen, was

dem Sinn und Zweck der Regelung, das Gesetzgebungsverfahren insgesamt und umfas-

send zu schützen, zuwiderliefe.

3. Zur Frage 1. c)

47 Das vorlegende Bundesverwaltungsgericht bittet mit dieser Frage um Klärung darüber, ob

die Mitgliedstaaten durch Artikel 2 Nr. 2 Satz 2 der Richtlinie 2003/4/EG ermächtigt wer-

den, Gremien und Einrichtungen, die in gesetzgebender oder gerichtlicher Eigenschaft

handeln, auch über den Zeitraum des legislativen Tätigwerdens hinaus vom Begriff der

informationspflichtigen Behörde auszunehmen, oder ob der Schutz vor öffentlichem In-

formationszugang mit Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens endet. Die Bundesregie-

rung ist - wie auch das Verwaltungsgericht Berlin, das Oberverwaltungsgericht Berlin-

Brandenburg und das vorlegende Bundesverwaltungsgericht - der Auffassung, dass Arti-

kel 2 Nr. 2 Satz 2 der Richtlinie 2003/4/EG eine zeitliche Begrenzung des Schutzes vor

öffentlichem Informationszugang nicht zu entnehmen ist.
,

a) Wortlaut von Artikel 2 Nr. 2 Satz 2 der Richtlinie 2003/4/EG

48 Die Bundesregierung kann nicht erkennen, dass der Wortlaut von Artikel 2 Nr. 2 Satz 2

der Richtlinie 2003/4/EG eine zeitliche Begrenzung des Schutzes der exekutiven Legisla-

tivarbeit auf den Zeitraum des Tätigwerdens in gesetzgebender Eigenschaft enthält. Die
i

Bundesregierung vertritt die Auffassung, dass die Formulierung

„...soweit sie in gerichtlicher oder gesetzgebender Eigenschaft handeln"

nicht den Schutz der Verwaltung vor Informationsanfragen zeitlich begrenzt, sondern

vielmehr - wie bereits dargelegt - den Schutzbereich der Norm, also das geschützte Tä-

tigkeitsfeld der Verwaltung, funktional eingrenzt. Es handelt sich um eine Bereichsaus-
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nähme ohne zeitlichen Bezug. Eine nicht informationspflichtige Stelle wird daher nicht

durch Zeitablöuf wieder informationspflichtig. Wie auch das Verwaltungsgericht Berlin zu-

treffend ausführt, hätte sich der Gemeinschaftsgesetzgeber für eine Formulierung wie

„wenn und solange sie in gerichtlicher oder gesetzgebender Eigenschaft handeln" ent-

schieden, hätte er eine zeitliche Begrenzung des Schutzes bezweckt.4 Noch deutlicher

wird das Fehlen einer zeitlichen Begrenzung des Schutzbereichs von Artikel 2 Nr. 2 Satz

2 der Richtlinie 2003/4/EG in der französischen Fassung, die auf eine Formulierung wie

„soweit...handeln" oder „when acting..." verzichtet und lediglich funktional auf den schutz-

würdigen Tätigkeitsbereich abstellt. Artikel 2 Nr. 2 Satz 2 der Richtlinie lautet danach:

„Les Etats membres peuvent prevoir que la presente definition n'inclut pas les
organes ou institutions agissant dans l'exercice de pouvoirs iudiciaires ou le-
gislatifs."

Folglich spricht die Wortlautauslegung von Artikel 2 Nr. 2 Satz 2 der Richtlinie 2003/4/EG

gegen eine zeitliche Begrenzung des Schutzes der Legislativarbeit der Exekutive vor In-

formationsansprüchen.

b) Sinn und Zweck von Artikel 2 Nr. 2 Satz 2 der Richtlinie 2003/4/EG

49 Eine zeitliche Begrenzung des Schutzes der in gesetzgebender Eigenschaft handelnden

Exekutive würde zudem dem von Artikel 2 Nr. 2 Satz 2 der Richtlinie 2003/4/EG verfolg-

ten Ziel, eine ungehinderte und unabhängige Legislativarbeit der Verwaltung zu gewähr-

leisten, zuwiderlaufen. Mit der Ermächtigung für die Mitgliedstaaten in Artikel 2 Nr. 2 Satz

2 der Richtlinie erkennt der Gemeinschaftsgesetzgeber an, dass der Willensbildungspro-

zess im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens vor äußerer Einflussnahme geschützt

werden muss. Handelt die Exekutive in gesetzgebender Eigenschaft, so wird durch den

Ausschluss der Informationspflicht gewährleistet, dass ein offener und unbefangener Dia-

log innerhalb der Behörde und in Kooperation mit den Legislativorganen stattfindet. Kon-

struktive Gesetzesausarbeitung kann nur erfolgen, wenn die beteiligten Personen im Ge-

setzgebungsprozess unbefangen ihre Meinung äußern können, ohne mit einer Veröffent-

lichung von einzelnen Positionen, Vorschlägen, Kommentaren und Ideen rechnen zu

müssen. Der durch die Beschränkung der Informationspflicht in Artikel 2 Nr. 2 Satz der

Richtlinie 2003/4/EG bezweckte Schutz der Verwaltung wäre jedoch - wie auch das O-

berverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg ausführt - unvollkommen, wenn zwar während

des Gesetzgebungsverfahrens ein Zugang der Öffentlichkeit zu den Beratungen der Be-

hörde ausgeschlossen wäre, dieser aber nach Abschluss des Verfahrens ermöglicht wür-

de. Die Mitarbeiter der Verwaltung wären auch dann im Hinblick auf die mögliche spätere

Veröffentlichung ihrer Äußerungen und Wertungen daran gehindert, während ihrer Ge-

4 Verwaltungsgericht Berlin, Urteil vom 17. November 2006, VG 10 A 182.06, Seite 9.
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setzgebungstätigkeit unbefangen zu diskutieren. Dies widerspräche dem Sinn und Zweck

der Regelung von Artikel 2 Nr.2 Satz 2 der Richtlinie 2003/4/EG. Dep Mitgliedstaaten ist

es daher erlaubt, Einrichtungen und Gremien, die gesetzgebend tätig sind, auch über den

Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens hinaus gemäß Artikel 2 Nr. 2 Satz 2 der Richt-

linie 2003/4 /EG vom Begriff der informationspflichtigen Behörde auszunehmen:

4. Zur Frage 2. a)

50 Das vorlegende Verwaltungsgericht bittet den Gerichtshof um Entscheidung über die

Frage, bb Artikel 4 Abs. 2 Satz 1 Buchst, a der Richtlinie 2003/4/EG verlangt, dass das

nationale Recht die Vertraulichkeit von behördlichen Beratungen „gesondert" gesetzlich

anordnet, damit der Ablehnungsgrund der Vertraulichkeit gemäß Artikel 4 Abs. 2 Satz 1

Buchst, a der Richtlinie 2003/4/EG eingreift, oder ob eine allgemeine Anordnung wie im

Umwellinformationsgesetz (UIG) ausreicht.

51 Artikel 4 Abs. 2 Satz 1 Buchst, a der Richtlinie 2003/4/EG verlangt, dass die Vertraulich-

keit von Beratungen „gesetzlich vorgesehen" ist, damit sich die informationspflichtige Be-

hörde hierauf bei der Ablehnung eines Informationsantrags berufen kann. § 8 Abs. 1 Nr.

2 UIG, der Artikel 4 Abs. 2 Satz 1 Buchst, a der die Richtlinie 2003/4/EG in nationales

Recht umsetzt, bestimmt:

„Soweit das Bekanntgeben der Informationen nachteilige Auswirkungen hätte
auf die Vertraulichkeit der Beratungen von informationspflichtigen Stellen im
Sinne des § 2 Abs. 1, ist der Antrag abzulehnen, es sei denn, das öffentliche
Interesse an der Bekanntgabe überwiegt."

Wie aus der amtlichen Gesetzesbegründung der Bundesregierung zu § 8 Abs. 1 Nr. 2

UIG hervorgeht, dient die Norm zum einen dazu, den Ablehnungsgrund der Vertraulich-

keit zum Zwecke der Umsetzung von Artikel 4 Abs. 2 Buchst, a der Richtlinie 2003/4/EG

im nationalen Recht festzuschreiben.5 Zum anderen ordnet § 8 Abs. 1 Nr. 2 UIG zugleich

im Sinne von Artikel 2 Abs. 2 Buchst, a der Richtlinie 2003/4/EG gesetzlich an, dass be-

hördliche Beratungen, d.h. „schriftliche oder mündliche behördliche Meinungsäußerungen

und Willensbildung, die sich inhaltlich auf die Entscheidungsfindung beziehen"6, allgemein

dem Schutz der Vertraulichkeit unterliegen und damit grundsätzlich unzugänglich sind, es
i

sei denn, das öffentliche Interesse an der Bekanntgabe überwiegt.

52 Die Vorlagefrage des Bundesverwaltungsgerichts zielt darauf, ob der deutsche Gesetz-

geber die Vertraulichkeit von behördlichen Beratungen gemäß Artikel 4 Abs. 2 Buchst, a

5 Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 21.6.2004, Drucksache 15/3406, S. 19.
6 Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 21.6.2004, Drucksache 15/3406, S. 19.
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der Richtlinie 2003/4/EG „gesetzlich vorgesehen hat", wenn er zum einen die Vertraulich-

keit in § 8 Abs. 1 Nr. 2 UIG allgemein im Hinblick auf alle behördlichen Beratungen an-

ordnet, und zum anderen diese Anordnung im UIG selbst, das heißt gemeinsam mit der

Festschreibung des Ablehnungsgrundes der Vertraulichkeit, anordnet.

a) Gemeinschaftsrechtskonformität der Anordnung im UIG

53 Die Bundesregierung vertritt ebenso wie das Verwaltungsgericht Berlin die Auffassung,

dass der deutsche Gesetzgeber befugt ist, die allgemeine Vertraulichkeit von behördli-

chen Beratungen in § 8 Abs. 1 Nr. 2 UIG gemeinsam mit der Festschreibung des Ableh-

nungsgrundes der Vertraulichkeit anzuordnen. Artikel 4 Abs. 2 Buchst, a der Richtlinie

2003/4/EG gibt den Mitgliedstaaten die Möglichkeit, in ihren nationalen Rechtsordnungen

vorzusehen, dass ein Informationsantrag wegen Vertraulichkeit abgelehnt wird, „sofern

eine derartige Vertraulichkeit gesetzlich vorgesehen ist". Die Bundesregierung kann nicht

erkennen, dass aus der Formulierung „sofern ...gesetzlich vorgesehen ist" folgt, dass die

gesetzliche Anordnung der Vertraulichkeit von behördlichen Beratungen außerhalb des

Gesetzes, welches den Ablehnungsgrund der Vertraulichkeit normiert, angeordnet sein

muss. Entscheidend ist vielmehr der Sinn und Zweck von Artikel 4 Abs. 2 Buchst, a der

Richtlinie 2003/4/EG: Mit dem Zusatz „sofern eine derartige Vertraulichkeit gesetzlich vor-

gesehen ist" will der Gemeinschaftsgesetzgeber verhindern, dass allein die Behörde nach

eigenem Ermessen einzelne Dokumente als vertraulich deklariert. Es soll gewährleistet

sein, dass die Deklarierung eine Grundlage im nationalen Recht des jeweiligen Mitglied-

staates hat, mithin im nationalen Recht „vorgesehen ist". Da es allein darauf ankommt,

dass eine solche nationale gesetzliche Regelung besteht, ist es unerheblich, durch wel-

ches Gesetz die Anordnung der Vertraulichkeit erfolgt. Es war dem deutschen Gesetzge-

ber folglich freigestellt, die allgemeine Vertraulichkeit von behördlichen Beratungen in § 8

Abs. 1 Nr. 2 UIG, der zugleich den Ablehnungsgrund der Vertraulichkeit selbst fest-

schreibt, anzuordnen.

b) Gemeinschaftsrechtskonformität der allgemeinen Vertraulichkeitsanordnung

54 Die Bundesregierung wird im Folgenden darlegen, dass § 8 Abs. 1 Nr. 2 UIG auch inso-

weit mit Artikel 4 Abs. 2 Buchst, a der Richtlinie 2003/4/EG vereinbar ist, als er die Ver-

traulichkeit von behördlichen Beratungen allgemein und umfassend anordnet. Die Bun-

desregierung vertritt die Auffassung, dass dem Wortlaut der Richtlinie nicht zu entneh-

men ist, dass den Mitgliedstaaten verwehrt ist, die Vertraulichkeit von behördlichen Bera-

tungen allgemein anzuordnen wie in § 8 Abs. 1 Nr. 2 UIG. Die Formulierung „so-

fern... vorgesehen ist" in Artikel 4 Abs. 2 Buchst, a der Richtlinie 2003/4/EG beinhaltet

nicht - wie auch das vorlegende Bundesverwaltungsgericht ausführt -, dass der nationale
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Gesetzgeber „den Schutz von Beratungen nur in besonderen Ausnahmefällen vorsehen

darf und hierfür etwa nach informationspflichtigen Stellen und Beratungsgegenständen

differe izieren müsste"7. Vielmehr zielt der letzte Halbsatz in Artikel 4 Abs. 2 Buchst, a der

Richtlinie - wie bereits dargelegt - allein darauf ab, dass die Anordnung der Vertraulichkeit

behördlicher Beratungen gesetzlich normiert sein muss, um als Ablehnungsgrund zu die-

nen. An dieses Erfordernis der gesetzlichen Normierung der Vertraulichkeit von Beratun-

gen knüpft die Richtlinie jedoch keine zusätzlichen inhaltlichen Anforderungen im Hinblick

auf Urrifang oder Differenziertheit der gesetzlichen Anordnung. Die gesetzliche Normie-

rung d^r Vertraulichkeit kann folglich auch allgemein und auf alle behördlichen Beratun-

gen bezogen erfolgen. Der deutsche Gesetzgeber war daher gemeinschaftsrechtlich be-

fugt, in

formationszugriff zu schützen.

55 Durch

Abs. 1

§ 8 Abs. 1 Nr. 2 UIG behördliche Beratungen umfassend vor dem öffentlichen In-

diese allgemeine Anordnung der Vertraulichkeit behördlicher Beratungen in § 8

Nr. 2 UIG soll nicht der Eindruck entstehen, der deutsche Gesetzgeber verschlie-

ße die Beratungstätigkeit der Exekutive in unverhältnismäßiger und damit den Zielen der

Richtlinie 2003/4/EG zuwiderlaufender Weise. Zum einen werden nur die Beratungsvor-

gänge selbst als vertraulich geschützt, nicht aber die der Beratung zugrunde liegenden

tatsächlichen Umstände und das Beratungsergebnis. Zum anderen greift der Ableh-

nungsgrund der Vertraulichkeit gemäß § 8 Absatz 1 Nr. 2 UIG nur dann ein, wenn das

Bekanntgeben der Informationen zum einen nachteilige Auswirkungen auf die Vertrau-

lichkeit hat und wenn darüber hinaus nicht das öffentliche Interesse an der Bekanntgabe

gegenüber dem Interesse der Behörde an der Geheimhaltung überwiegt. Die Behörde

muss folglich prüfen, ob nachteilige Auswirkungen auf die Vertraulichkeit zu befürchten

sind und ob das öffentliche Interesse an der Bekanntgabe hinter der behördeninternen

Vertraulichkeit zurücksteht. Diese Abwägungsentscheidung der Behörde unterliegt voll-

umfänglich der verwaltunsgsgerichtlichen Kontrolle.j

Der deutsche Gesetzgeber hat sich daher in gemeinschaftsrechtskonformer Weise dafür

entschieden, behördliche Beratungen zwar zunächst allgemein vor einem öffentlichen In-

formati^nszugang zu schützen, diesen Schutz aber an die in § 8 Abs. 1 UIG formulierten

Voraussetzungen zu knüpfen, die im konkreten Einzelfall positiv vorliegen müssen. Durch

diesen Prüfungsmechanismus bringt die deutsche Regelung in § 8 Abs. 1 Nr. 2 UIG das

Informationsinteresse der Öffentlichkeit im Umweltbereich mit dem Schutz vertraulicher

Beratungen der Exekutive in einen angemessenen Ausgleich. Dies entspricht der Zielset-

zung der Richtlinie 2003/4/EG, die zwar einen weiten Öffentlichkeitszugang zu Umweltin-

7 Bundesverwaltungsgericht, Vorlagebeschluss vom 30. April 2009, BVerwG 7 C 17.08, S. 13, 14.
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formationen bezweckt, zugleich aber in Artikel 4 Abs. 2 Buchst, a der Richtlinie das Inte-

resse des Staates am Schutz von vertraulichen Informationen anerkennt.

5. Zur Frage 2. b)

57 Seine letzte Vorlagefrage hat das Bundesverwaltungsgericht für den Fall gestellt, dass

der Gerichtshof Frage 2. a) in der Weise beantwortet, dass er die Mitgliedsatten durch Ar-

tikel 4 Abs. 2 Buchst, a der Richtlinie2003/4/EG für verpflichtet ansieht, die Vertraulichkeit

von behördlichen Beratungen gesondert - also im deutschen Recht außerhalb von § 8

Abs. 1 Nr. 2 UIG - gesetzlich anzuordnen. Da die Bundesregierung die allgemeine Anord-

nung in § 8 Abs. 2 Nr. 2 UIG jedoch - wie dargelegt - für gemeinschaftsrechtskonform

erachtet, erfolgen die folgenden Ausführungen lediglich hilfsweise.

58 Sollte der Gerichtshof eine Anordnung der Vertraulichkeit von behördlichen Beratungen

außerhalb des UIG für notwendig erachten, so stellt sich die Frage, ob im deutschen

Recht gemäß Artikel 4 Abs. 2 Buchst, a der Richtlinie 2003/4/EG eine „derartige Vertrau-

lichkeit gesetzlich vorgesehen ist". Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, dass

auch der im deutschen Verwaltungsverfahrensrecht bestehende ungeschriebene Grund-

satz der Nicht-Öffentlichkeit von Beratungen der Behörden als gesetzliche Anordnung der

Vertraulichkeit im Sinne der Richtlinie 2003/4/EG ausreicht. Dieser Grundsatz lässt sich -

wie das Bundesverwaltungsgericht ausführt - mehreren Regelungen im deutschen Ver-

waltungsverfahrensrecht entnehmen. Insbesondere aus den §§ 28, 29 und 68 des Ver-

waltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) folgt, dass das deutsche Verwaltungsverfahrens-

recht grundsätzlich von der Nicht-Öffentlichkeit behördeninterner Beratungen ausgeht

und diese als vertraulich anordnet. § 29 VwVfG beinhaltet das im deutschen Verwal-

tungsverfahren vorherrschende Prinzip der beschränkten Aktenöffentlichkeit. Danach sind

nur die im Sinne von § 13 VwVfG am Verwaltungsverfahren „Beteiligten" berechtigt, Ak-

teneinsicht zu nehmen, und dies auch nur, „soweit deren Kenntnis zur Geltendmachung

oder Verteidigung ihrer rechtlichen Interessen erforderlich ist." „Beteiligte" am Verwal-

tungsverfahren gemäß § 13 VwVfG sind insbesondere solche Personen, die einen be-

günstigen Verwaltungsakt beantragen oder Adressaten eines Verwaltungsakts sind. Hier-

aus folgt, dass interne behördliche Beratungen grundsätzlich vertraulich und dem Zugang

der allgemeinen Öffentlichkeit verschlossen sind. Diese Wertung des deutschen Verwal-

tungsverfahrensrechts findet sich auch in § 68 VwVfG wieder, der die mündliche Ver-

handlung im förmlichen Verwaltungsverfahren regelt. Die mündliche Verhandlung, die der

Entscheidung der Behörde im förmlichen Verwaltungsverfahren vorangestellt ist und in

der die Sach- und Rechtslage zwischen den Verfahrensbeteiligten unter der Leitung eines
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Verhandlungsleiters umfassend erörtert wird, ist gemäß § 68 Absatz 1 Satz 1 VwVfG

nicht öffentlich. Hierdurch will der deutsche Gesetzgeber verhindern, dass innerbehördli-

cher Dokumente und Beratungen, die Gegenstand der mündlichen Verhandlung im förm-

lichen Verwaltungsverfahren sind, einer breiten Öffentlichkeit bekannt werden.

59 Das Prinzip der beschränkten Aktenöffentlichkeit und der Vertraulichkeit innerbehördli-

^ratungen ist damit im deutschen Verwaltungsverfahrensrecht verankert. Der deut-

sche G esetzgeber hat diese Vertraulichkeit in den genannten Normen des VwVfG vor-

ausgesetzt und konkretisiert. Er hat darauf verzichtet, die Vertraulichkeit von Beratungen

der Exekutive im Einzelfall für verschiedene Sachgebiete anzuordnen, da das Prinzip der

beschränkten Aktenöffentlichkeit als gewachsener Rechtsgrundsatz umfassend in allen

Tätigkeitsbereichen der öffentlichen Verwaltung Anwendung findet. Auch wäre es unprak-

tikabelj die Vertraulichkeit für jede Einzelmaterie einzeln gesetzlich festzuschreiben.

Vielmehr ist die Vertraulichkeit behördlicher Beratungen als ein dem Verwaltunsgverfah-

rensreoht insgesamt inhärentes Prinzip anzusehen, das Ausdruck in Einzelregelungen

wie etwa § 29 VwVfG oder § 68 VwVfG findet. Auch § 8 Abs. 1 Nr. 2 UIG, der die allge-

meine und umfassende Vertraulichkeit von behördlichen Beratungen im Umweltbereich

anordnet, ist Ausdruck des allgemeinen Rechtsprinzips der Nicht-Öffentlichkeit innerbe-

hördlicher Beratungsvorgänge.

Die Anordnung der allgemeinen Vertraulichkeit innerbehördlicher Beratungen durch die-

sen allgemeinen Rechtsgrundsatz genügt den gemeinschaftsrechtliqhen Vorgaben in Ar-

tikel 4 /^bs. 2 Buchst, a der Richtlinie 2003/4/EG. Wie bereits dargelegt hat die Regelung

in Artikel 4 Absatz 2 Buchst, a der Richtlinie 2003/4/EG, wonach die Vertraulichkeit be-

hördlicher Beratungen „gesetzlich vorgesehen" sein muss, den Zweck, dass die Anord-

nung der Vertraulichkeit nicht in eigenem Ermessen durch die Behörde erfolgt, sondern

eine gesetzliche Grundlage im nationalen Recht findet. Da das Prinzip der Nicht-

Öffentlichkeit innerbehördlicher Beratungen ein im deutschen Recht allgemein anerkann-

ter und in verschiedenen Einzelnormen wie etwa den §§ 29 VwVfG und 68 VwVfG kon-1 *•***
kretisierter Rechtsarundsatz ist, genügt dies den Anforderungen von Artikel 4 Absatz 2

Buchst, a der Richtlinie 2003/4/EG. Denn auch durch den ungeschriebenen Rechtsgrund-

satz erfolgt eine allgemeine rechtliche Anordnung der Vertraulichkeit, sodass - wie vom

Gemeinschaftsgesetzgeber gefordert - die Entscheidung über die Vertraulichkeit nicht im

Ermessen der Behörde liegt, sondern durch das deutsche Recht angeordnet wird. Aus

diesem Grund ist die Vertraulichkeit innerbehördlicher Beratungen auch außerhalb von §

8 Abs. 1 Nr. 2 UIG durch den soeben dargelegten allgemeinen Rechtsgrundsatz „gesetz-

lich vorgesehen" im Sinne von Artikel 4 Abs. 2 Buchst, a der Richtlinie 2003/4/EG.
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61 Wie bereits in den Ausführungen zu § 8 Abs. 1 Nr. 2 UIG dargelegt, widerspricht es auch

nicht den Vorgaben von Artikel 4 Abs. 2 Buchst, a UIG, dass innerbehördliche Beratun-

gen durch den allgemeinen Rechtsgrundsatz der Nicht-Öffentlichkeit umfassend und oh-

ne Beschränkung auf einzelne Sachmaterien geschützt werden. Die Richtlinie fordert al-

lein, dass die Vertraulichkeit „gesetzlich vorgesehen" ist, knüpft hieran aber - wie bereits

erörtert - keine inhaltlichen Anforderungen im Hinblick auf Umfang oder Differenziertheit

der Anordnung im nationalen Recht. Die Anordnung der Vertraulichkeit kann folglich auch

allgemein und auf alle behördlichen Beratungen bezogen erfolgen. Die Bundesregierung

ist daher insgesamt der Auffassung, dass - sollte der Gerichtshof eine Anordnung der

Vertraulichkeit von behördlichen Beratungen außerhalb von S 8 Abs. 1 Nr. 2 UIG für er-

forderlich erachten - jedenfalls der ungeschriebene Rechtsgrundsatz der allgemeinen

Vertraulichkeit behördlicher Beratungen als ein den Vorgaben von Artikel 4 Abs. 2

Buchst, a der Richtlinie 2003/4/EG genügender gesetzlich vorgesehener Ablehnungs-

grund angesehen werden muss.

IV. Ergebnis

62 Vor diesem Hintergrund sind die Vorlagefragen des Bundesverwaltungsgerichts aus Sicht

der Bundesregierung wie folgt zu beantworten:

1. a) Artikel 2 Nr. 2 Satz 2 der Richtlinie 2003/4/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 28. Januar 2003 über den Zugang der Öffentlich-
keit zu Umweltinformationen und zur Aufhebung der Richtlinie 90/313/EWG
des Rates ist dahin auszulegen, dass in gesetzgebender Eigenschaft nicht
nur solche Gremien und Einrichtungen handeln, denen nach dem Recht des
Mitgliedstaats die abschließende (verbindliche) Entscheidung im Gesetzge-
bungsverfahren obliegt, sondern auch solche Gremien und Einrichtungen
handeln, denen das Recht des Mitgliedstaats Zuständigkeiten und Mitwir-
kungsrechte im Gesetzgebungsverfahren, insbesondere zur Einbringung ei-
nes Gesetzentwurfs und zu Äußerungen zu Gesetzentwürfen, übertragen hat.

1. b) Die Mitgliedstaaten können nicht immer nur dann vorsehen, dass die
Begriffsbestimmung der Behörde keine Gremien und Einrichtungen umfasst,
sbweit sie in gerichtlicher und gesetzgebender Eigenschaft handeln, wenn
zugleich ihrer verfassungsmäßigen Bestimmungen zum Zeitpunkt der An-
nahme der Richtlinie kein Überprüfungsverfahren im Sinne des Artikel 6 der
Richtlinie 2003/4/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28.
Januar 2003 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Umweltinformationen und
zur Aufhebung der Richtlinie 90/313/EWG des Rates vorsahen.

1. c) Gremien und Einrichtungen werden, soweit sie in gesetzgebender Ei-
genschaft handeln, nicht nur für die Zeit bis zum Abschluss des Gesetzge-
bungsverfahrens von dem Begriff der Behörde nicht erfasst.

2. a) Die Vertraulichkeit von Beratungen im Sinne des Art. 4 Abs. 2 Satz 1
Buchst, a der Richtlinie 2003/4/EG des Europäischen Parlaments und des Ra-
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tes vom 28. Januar 2003 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Umweltinfor-
mationen und zur Aufhebung der Richtlinie 90/313/EWG des Rates ist gesetz-
lich vorgesehen, wenn die zur Umsetzung der Richtlinie 2003/4/EG ergange-
ne Vorschrift des nationalen Rechts allgemein bestimmt, dass der Antrag auf
Zugang zu Umweltinformationen abzulehnen ist, soweit das Bekanntgeben
der Informationen nachteilige Auswirkungen hätte.

2. b) Die Vertraulichkeit von Beratungen im Sinne des Art. 4 Abs. 2 Satz 2
Buchst, a der Richtlinie 2003/4/EG des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 28. Januar 2003 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Umweltinfor-
mationen und zur Aufhebung der Richtlinie 90/313/EWG des Rates ist gesetz-
lich vorgesehen, wenn sich aus dem nationalen Recht ein allgemeiner unge-
schriebener Rechtsgrundsatz des Inhalts ergibt, dass die Verwaltungsverfah-
ren der Behörden nicht öffentlich sind.

Die Übereinstimmung
mit dem Original
wird beglaubigt
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